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Dringlichkeitsantrag
der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger,
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander
Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi
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(FREIE WAHLER)

Mehrbelastungen durch Flüchtlingszuzug: Sach- und Personal-
kosten nicht auf Kommunen abwälzenl

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in Absprache mit den Kommu-
nalen Spitzenverbänden dafür zu sorgen, dass den bayerischen
Kommunen die ihnen entstandenen Mehrkosten im Bereich der Sach-
und Personalkosten im Zusammenhang mit der Bewältigung des
Flüchtlingszuzugs vollumfänglich erstattet werden.

Begründung:

Der Bayerische Landkreistag hat zur Ermittlung der finanziellen Mehr-
belastungen der bayerischen Kommunen im Zusammenhang mit der
Aufnahme und lntegration von Asylbewerbern und Flüchtlingen im
sogenannten Open-Book-Verfahren Erhebungen durchgeführt. Die
Kostenerhebung erfolgte bei allen bayerischen Landkreisen und bei
allen bayerischen kreisfreien Städten.

Aus den Rückmeldungen einiger Landkreise wurde ersichtlich, dass
vor allem für Verwaltungs- und Sachkosten (u. a. baurechtliche Ver-
fahren, Asylsozialberatung, Ehrenamtskoordination, Sicherstellung
und Führung von Vormundschaften, Aufwendungen der wirtschaftli-
chen Jugendhilfe, Gesundheitsamt, Katastrophenschutz, Berufsinteg-
rationsklassen, Anmietungen von zusätzlichen Verwaltungsräumen,
EDV- und Zimmerausstattungen) keine Kostenerstattung durch den
Freistaat Bayern erfolgt ist. Auch bei den Personalkosten in den Be-
reichen Vollzug des Asylbewerberleistungsgesetzes, Bauamt, Aus-
länderamt, Amtsvormundschaften, soziale Belreuung in der Jugend-
hilfe, wirtschaftliche Jugendhilfe, Ehrenamtskoordination sowie Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit warten die Landkreise auf eine Kostener-
stattung.

Die Staatsregierung ist daher in der Pflicht, in Absprache mit den
Kommunalen Spitzenverbänden für eine gerechte Kostenaufteilung
zwischen dem Freistaat Bayern und den Kommunen, insbesondere
den bayerischen Landkreisen, zu sorgen.
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Verfahren zur Ermittlung der Kosten 

Unternehmensbereich  Controlling 

Open-Book-Verfahren der kommunalen Spitzenverbände 
 

=> der Staatsregierung wird in regelmäßigen Abständen 

(31.12.2015 / 30.06.2016 / 31.12.2016)  

die finanzielle Belastung der Kommunen offengelegt 

 

Erhebung der Daten mittels eines standardisierten Verfahrens bei 

allen bayerischen kreisfreien Städten und Landkreisen. 

 
 

! Berechnungsschema_Vorlage.xlsx 



3 Unternehmensbereich  Controlling   

Ergebnisse des Landkreises Miltenberg 

2015 2016 1. Halbjahr 
2017 

Direkte Kosten: 

Ausgaben 11.132.364 €  15.514.945 € 2.898.114 € 

Erstattungen 11.058.154 €  15.379.107 € 2.831.963 € 

Ungedeckt:        74.210 € 135.838 € 66.151 € 

Personalkosten (Arbeitszeit):  

Ausgaben 674.017 € 1.013.805 € 535.884 € 

Erstattungen   48.771 € 77.445 € 24.170 € 

Ungedeckt: 625.246 € 936.360 € 511.714 € 

Nicht gedeckte Kosten I: 699.456 € 1.072.198 € 577.865 € 

Gemeinkostenzuschlag 

(Arbeitsplatz / Overhead)  

227.076 € 341.551 € 180.539 € 

Nicht gedeckte Kosten II: 926.532 € 1.413.749 € 758.404 € 



Vielen Dank! 
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